
Schaden bildet und erfahrungsgemäß auch einen sol­
chen Schaden zur Folge hat. Dagegen ist die zivil- 
rechtliche Verantwortlichkeit hier nicht die Folge 
eines solchen vertragswidrig herbeigeführten Zustan­
des, sondern die Folge unmittelbarer rechtswidriger 
Eingriffe in Vermögenswerte. Dort ist eine solche 
konkrete unmittelbare Schadensursache unbekannt, 
was Voraussetzung für die Beachtlichkeit des Be­
weises auf erste Sicht ist, wie in dem Urteil des Ober­
sten Gerichts auch ausdrücklich gesagt wird. Dabei 
genügt es zum Ausschluß dieses Beweises schon, daß 
der im übrigen nur pflichtwidrig Handelnde selbst 
z. B. Unterschlagungen an den ihm übergebenen Ver­
mögenswerten begangen hat.

Bezüglich der festzulegenden Höhe des der Klä­
gerin unter Mitwirkung des Verklagten entstandenen 
Schadens muß von den Angaben der beiden da­
maligen Lagerarbeiter P. und S. ausgegangen werden, 
die im vorliegenden Verfahren als Zeugen erschienen.

Arbeitsrecht
§§ 139, 286, 412 ZPO.
Die Tatsache, daß ein Werktätiger an einer aner­

kannten Berufskrankheit erkrankt ist, enthebt das 
Gericht nicht der Verpflichtung, den ursächlichen Zu­
sammenhang zwischen beruflicher Tätigkeit und 
Krankheit festzustellen.

Es kann sich hierbei nicht auf die Untersuchungs­
ergebnisse im Verfahren vor der VAB (Versicherungs­
anstalt Berlin) verlassen.

KG, Urt. vom 19. September 1957 — Za 20/57.
Die Anfechtungsklägerin war vom 29. September 1952 

bis zum 25. Juni 1956 in einem Betrieb als Sachbear­
beiterin tätig. Sie hatte dort ausschließlich handschrift­
liche Arbeiten auszuführen. Am 28. April 1954 begab sie 
sich wegen Schmerzen im rechten Unterarm in ambu­
lante ärztliche Behandlung. In der Poliklinik des Rates 
des Stadtbezirks Mitte stellte der Arzt Dr. M. bei der An­
fechtungsklägerin eine Neuritis sowie Epicondylitis und 
Tendinitis des rechten Unterarmes fest. Am 25. Juli 1955 
•berichtete der Unfallarzt Dr. St. der Anfechtungsverklag­
ten, der Verwaltung der Sozialversicherung, Abt. Renten, 
daß die Anfechtungsklägerin an Epicondylitis rechts 
leide und der Verdacht auf beginnenden Sudeck rechts 
bestehe; die Erkrankung sei auf die berufliche Belastung 
zurückzuführen. Daraufhin teilte der Betrieb der An- 
fechtungsyerklagten mit, daß die Anfechtungsklägerin 
an einer Berufskrankheit leide. In der angeforderten 
Stellungnahme der Klinik und Poliklinik für Berufs­
krankheiten vom 6. September 1955 wird ausgeführt, daß 
durch die erneute Erkrankung der Anfechtungsklägerin 
der chronische Charakter bewiesen zu sein scheine, und 
es wird befürwortet, daß eine Anerkennung der Berufs­
krankheit erfolgen solle. Am 19. September 1955 beschei­
nigte der Unfallarzt Dr. St., daß die Anfechtungsklägerin 
an Sudeck I nach Epicondylitis rechts leide und eine an­
zuerkennende Berufskrankheit vorliege. Unter dem 
17. Mai 1956 wurde der Anfechtungsverkiagten durch den 
Schiedsmann der Sühnestelle 7 in Berlin-Weißensee mit­
geteilt, daß aus den Kreisen der Bevölkerung Hinweise 
gegeben wurden, wonach die Anfechtungsklägerin durch 
ständige Strickarbeiten während ihrer Arbeitsunfähigkeit 
den Genesungsprozeß verzögere. Am 5. Juni 1956 wurde 
die Anfechtungsklägerin von der Ärztekommission Dr. P., 
Dr. K., Dr. F., Dr. Kr. und Dr. M. untersucht. Nach dem 
Protokoll vom gleichen Tage wurde die Diagnose ..Sudeck 
nach Tendovaginitis rechtes Handgelenk“ gestellt und 
eine Berufskrankheit anerkannt. Nunmehr nahm der 
Leiter der ärztlichen Rentenprüfstelle der VAB. Dr. R., 
zu den bisherigen Ergebnissen der Untersuchung, am 
28. Juli 1956 Stellung und verwarf die Feststellungen und 
Auffassungen der Ärzteberatungskommission, daß das 
Leiden der Anfechtungsklägerin als Berufskrankheit an­
zuerkennen sei. Er führte in seiner Stellungnahme aus. 
daß keine Anamnese in bezug auf die Berufskrankheit 
erfolgt sei, denn man habe einfach bescheinigt, daß 
Sudeck I nach Epicondylitis rechts eine anzuerkennende 
Berufskrankheit sei. Prof. Dr. Ba. habe geäußert, daß 
handschriftliche Tätigkeit niemals eine Überbelastung zur 
Folge habe. Die ohne genügende Untersuchung erfolgte 
Anerkennung einer Berufskrankheit habe nicht nur eine 
ungerechtfertigte Belastung des Versicherungsträgers zur 
Folge, sondern löse auch rentenneurotische Komplexe 
aus, führe zu langwierigen Rentenkämpfen und lähme 
den Willen zum Gesundwerden. Darüber hinaus werde 
das Vertrauen zur Sozialversicherung und zu den unter­
suchenden Ärzten, die die wirklichen Ursachen der Er­
krankung feststellen, erschüttert. Da der geforderte Zu­
sammenhang zwischen der Krankheit der Anfechtungs­
klägerin und ihrer Berufstätigkeit nicht vorliege, könne

eine Anerkennung als Berufskrankheit nicht erfolgen. 
Auf Grund der Stellungnahme des Leiters der Renten­
prüfstelle wurde der Anfechtungsklägerin mit Bescheid 
vom 9. August 1956 mitgeteilt, daß ihrem Antrag auf 
Zahlung einer Rente wegen Berufskrankheit nicht statt­
gegeben werden könne. Gegen diesen Bescheid legte die 
Anfechtungsklägerin Beschwerde ein, die mit Beschluß 
vom 20. September 1956 zurückgewiesen wurde. Gegen 
diesen zurückweisenden Beschluß erhob sie nunmehr 
Anfechtungsklage beim Stadtarbeitsgericht von Groß- 
Berlin. Dieses hat durch Urteil vom 6. Februar 1957 die 
Anfechtungsverklagte verurteilt, an die Anfechtungs­
klägerin eine Verletztenrente wegen Berufskrankheit in 
Höhe von 40 Prozent der Vollrente bis zum Termin einer 
Neufestsetzung auf Grund einer erneuten Untersuchung 
zu zahlen.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin. Der Antrag 
hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 2 der Verordnung über Berufskrankheiten 

vom 29. Oktober 1951 (VOB1. I S. 477) sind Berufs­
krankheiten i. S. der genannten Verordnung die in 
der Anlage Spalte II aufgeführten Krankheiten, wenn 
sie durch berufliche Beschäftigung in einem in 
Spalte III der Anlage neben der Krankheit bezeich- 
neten Betrieb verursacht sind. Die in Spalte II der 
Anlage aufgeführten Krankheiten sind also nur dann 
als Berufskrankheiten anzusehen, wenn sie durch be­
rufliche Tätigkeit verursacht wurden. Es war also 
auch im vorliegenden Rechtsstreit zu prüfen, ob die 
Krankheit der Anfechtungsklägerin durch ihre beruf­
liche Tätigkeit herbeigeführt wurde. Diese Kausa­
litätsprüfung wurde vom Stadtarbeitsgericht in unzu­
reichendem Maß vorgenommen.

Das Stadtarbeitsgericht hat zwar die verschiedenen 
Auffassungen der Ärzte über die Frage, ob eine Be­
rufskrankheit vorliege, zur Kenntnis genommen und 
die Stellungnahme des Leiters der Rentenprüfstelle, 
Dr. R., verworfen, hat sich aber selbst keine Gewiß­
heit über den Kausalzusammenhang zwischen beruf­
licher Tätigkeit und Erkrankung verschafft. Das Stadt­
arbeitsgericht hat sich fehlerhafterweise damit be­
gnügt festzustellen, daß die Ärzte, die die Anfech­
tungsklägerin untersucht haben, die Kausalität zwi­
schen beruflicher Tätigkeit und Erkrankung geprüft 
haben. Der Grund für diese Selbstbeschränkung liegt 
darin, daß sich das Gericht, wie aus den einleitenden 
Sätzen der Entscheidungsgründe hervorgeht, nicht für 
befugt hält, eine selbständige Würdigung der ärztlichen 
Untersuchungsergebnisse vorzunehmen. Diese Einstel­
lung widerspricht aber der Funktion des Gerichts, die 
objektive Wahrheit festzustellen, die möglichen Be­
weismittel herbeizuziehen und die vorliegenden Be­
weisergebnisse zu würdigen (§§ 139, 286 ZPO).

Im vorliegenden Fall hätte das Gericht sich die er­
forderliche Gewißheit nur durch weitere Aufklärung 
des Sachverhalts, insbesondere durch Beiziehung eines 
ärztlichen Sachverständigengutachtens, verschaffen 
können. Die Notwendigkeit weiterer Sachaufklärung 
ergibt sich im Gegensatz zur Auffassung des Stadt­
arbeitsgerichts gerade deshalb, weil weder vom Un­
fallarzt in seinem Bericht vom 25. Juli 1955 noch aus 
dem Protokoll der Ärztekommission vom 5. Juni 1956 
eine nachprüfbare Stellungnahme zur Frage der Ur­
sachen der Krankheit der Anfechtungsklägerin gege­
ben wurde. Bei allen Untersuchungen und Diagnosen 
sowie Beurteilungen wurde davon ausgegangen, daß 
es sich bei der Krankheit der Anfechtungsklägerin 
um eine Berufskrankheit handelt, wahrscheinlich in 
der Erwägung, daß die Klägerin in ihrer beruflichen 
Tätigkeit mit handschriftlichen Arbeiten beschäftigt 
wurde und deshalb auch die chronische Erkrankung 
der Sehnenscheiden durch diese Tätigkeit verursacht 
sein müßte. Diese Vermutung unterliegt aber, wie 
sich aus der Stellungnahme des Dr. R. ergibt, Be­
denken, die durch ein Gutachten, das sich mit den 
speziellen Verhältnissen auf seiten der Anfechtungs- 
klägerin auseinandersetzt, ausgeräumt werden können. 
Außerdem wird das Stadtarbeitsgericht die Anfech­
tungsverklagte darauf hinzuweisen haben, daß sie für 
die Behauptung, die Anfechtungsklägerin habe durch 
Strickarbeiten den Genesungsprozeß verzögert, Beweis 
anzutreten habe, wenn dieser Gesichtspunkt sbei der 
Urteilsfindung berücksichtigt werden soll.
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